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Redewettbewerb „Sag’s Multi“ 
fördert Mehrsprachigkeit
Die Beherrschung mehrerer Sprachen stellt einen Vorteil in sozialer, kultureller und wirtschaftlicher Hinsicht dar. Mit 
„Sag’s Multi“ wird ein erfolgreicher Beitrag für die Wertschätzung mehrsprachiger Jugendlicher in Österreich geleistet.

Die Sprachenvielfalt in Öster
reich birgt insbesondere für 
unsere Hidden Champions, die 
oft Weltmarktführer in spezia

lisierten Segmenten sind, ein besonderes 
Potenzial. Menschen mit mehreren Erst
sprachen bringen meist besondere Prob
lemlösungsfähigkeiten, hohe  Kreativität 
und mentale Flexibilität mit. In einem 
Umfeld mit hohen Innovationsansprüchen 
sind sie daher besonders gut aufgehoben.

Jede weitere Sprache eröffnet dem Men
schen den Zugang zu weiteren kul tu rellen 
Deutungsmustern und somit einen neuen 
Horizont. Die Beherrschung mehrerer Spra
chen stellt einen Vorteil in sozialer, kultu
reller und wirtschaftlicher Hinsicht dar.

Sprachliche Vielfalt im Schulalltag
Sprachliche Vielfalt ist Alltag in Öster
reich und insbesondere an Österreichs 
Schulen. Jedes vierte Kind in Österreich 
hat eine nicht deutsche Erstsprache und 
bringt damit eine besondere Ressource 
mit. Das Zusammenleben und Lernen 
von Kindern und Jugendlichen unter
schiedlichster Herkunft ist im Großteil 
der Klassen österreichischer Schulen 
selbstverständlich. Um davon auch flä
chendeckend profitieren zu können 
und dabei einen guten Deutschunter
richt für alle Schülerinnen und Schüler 
sicher zustellen, braucht es innovative 
Maß nahmen. „Sag’s Multi“ ist jährlich 
ein guter Anlass, um aufzuzeigen, was  
möglich ist. 

Vor mittlerweile 20 Jahren wurde erst
mals der Redewettbewerb „Sag’s Multi“ 
initiiert. Inzwischen hat sich der mehr
sprachige Wettbewerb für Schülerinnen 
und Schüler im Alter von 15 bis 20 Jah
ren österreichweit gut etabliert. Mit dem 
Rede wettbewerb wird seit Jahren ein er
folgreicher Beitrag für die Wertschätzung 
mehrsprachiger Jugendlicher in Öster
reich geleistet. Die IV unterstützt „Sag’s 
Multi“ auch heuer wieder (2023/24 mit 
dem Leitthema „Mitbestimmen, mitge
stalten – meine Stimme, mein Tun“), um 
auf die Bedeutung von Mehr sprachigkeit 
als Ressource für den international 
ausgerichteten Standort Österreich 
hinzuweisen. 

Indien: Wachstumsmarkt und 
aufstrebender Partner
Eine junge Bevölkerung und das höchste Wirtschaftswachstum unter den G20-Staaten – Indien gewinnt zunehmend an 
Bedeutung für die globale Zusammenarbeit. Der IV-Ausschuss Europa & Internationale Märkte beschäftigte sich mit dem 
wichtigen Wachstumsmarkt.  

Indien mit seinen 1,4 Milliarden Ein
wohnern, die fünftgrößte Volkswirt
schaft der Welt, gewinnt zunehmend 
an Bedeutung bei der Bewältigung 

globaler Herausforderungen. Fast die 
Hälfte der Bevölkerung ist unter 25 Jahre 
alt. Das Land verzeichnete 2023 ein Wirt
schaftswachstum von 6,3 % – das höchste 
unter den G20Staaten. Vor diesem Hin
tergrund befasste sich auch der IVAus
schuss Europa & Internationale Märkte 
unter dem Vorsitz von Karin ExnerWöh
rer mit dem Wachstumsmarkt Indien. 
Zu Gast waren der Vorstandsvorsitzen
de der in Indien aktiven Plansee Group, 
Karlheinz Wex, sowie die preisgekrönte 
Journalistin und Direktorin des indischen 
Thinktanks Gateway House, Manjeet 
 Kripalani. 

Gut ausgebildete Mitarbeiter
„Indien ist nicht antiwestlich, es ist 
nichtwestlich“, hob Kripalani hervor. 
Im Gegensatz zu anderen Playern wie 
etwa China verfolge Indien nicht das 
Ziel, die globale Vormachtstellung zu 
erreichen. Themen wie die Schaffung 
von Arbeitsplätzen für die wachsende 
Bevölkerung stünden für die Regierung 
im Vordergrund. Indien ist für Öster
reich bereits jetzt eines der wichtigsten 
Herkunftsländer für qualifizierte Zu
wanderung im Rahmen der RotWeiß
RotKarte: Über 7.000 indische Arbeit
nehmer sind am heimischen Markt tätig. 
Indien bildet jedes Jahr die weltweit 
zweitgrößte Zahl an technischen Absol
ventinnen und Absolventen aus. Auch 
Karlheinz Wex hob die Bedeutung der 
gut ausgebildeten Mitarbeiter für die 
vier Produktionsstandorte der Plansee 
Group in Indien hervor. 

Ein Investitionsschutzabkommen sowie 
ein umfassendes Freihandelsabkommen, 
das den Zugang zum indischen Markt ver
bessert, den Handel liberalisiert und be
stehende Hürden beseitigt, brächte einen 
deutlichen Wettbewerbsvorteil für heimi
sche und europäische Unternehmen im 
globalen Wettbewerb. Seit 2022 wird nach 
einer neunjährigen Unter brechung wieder 
an einem Abkommen verhandelt. Bis eine 
Einigung erzielt werden kann, ist es we
sentlich, bestehende Instrumente zu stär
ken, so etwa den EUIndienHandelsund
Technologierat (TTC). Im Rahmen des 
TTC soll die Kooperation in den Bereichen 
strategische Technologien, grüne Techno
logien und Handel intensiviert werden. 
Auch die GlobalGatewayStrategie der 

Europäischen Union kann eine Chance für 
österreichische Unternehmen dar stellen: 
Bis 2027 sollen Investitionen in Höhe von 
rund 300 Mrd. Euro für Infrastruktur
projekte in EUPartnerländern mobilisiert 
werden. Projekte in Indien umfassen die 
Sanierung der städtischen Infrastruktur 
(u. a. Abfallbewirtschaftung) und die 
Umsetzung nachhaltiger und energie
effizienter UBahnSysteme.

Klimaneutral bis 2070
Das Land spielt zudem eine wesentliche 
Rolle in der globalen Energie und Klima
politik: Trotz seines Status als drittgrößter 
Energieverbraucher der Welt und einer 
Verdoppelung des Verbrauchs seit 2000 
gewinnen erneuerbare Energien in Indien 
zunehmend an Bedeutung. Das Land hat 
sich das Ziel gesetzt, bis 2070 klimaneutral 
zu werden; eine große Herausforderung, 
bei der auch heimische Technologie
anbieter Lösungen offerieren können.
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Hier geht’s zu den 
IVThemen Migration 
und Mehrsprachigkeit: 
www.iv.at/Themen/Bildung-und- 
Gesellschaft/Elementar  bildung-
und-Schule/Bildungspolitische-
Massnahmen vorschlaege.pdf

INFORMATION
„Sag’s Multi“ am 17. Juni auf ORF III. 
„Mitbestimmen, mitgestalten – meine 
Stimme, mein Tun“: sagsmulti.orf.at

Wirtschaftsräume Indien und EU 

Quelle: IMF, EU

448,39 Mio. Einwohner 1.441,72 Mio.

1,3 % BIP-Wachstum 2024 
(Prognose) 6,5 %

13,2 %
Anteil an globalen 

Warenexporten (ohne 
Intra-EU-Handel)

2,2 %

2.572,88 Mrd.
Warenexporte  

weltweit 2022 in  
Mrd. Euro

426,91 Mrd.
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Ist der europäische Geist denjenigen 
ausgeliefert, die ihn angreifen oder 
gar zerstören wollen? Diesen Ein
druck einer Europäischen Union, 

die ihre Rolle im globalen Kontext zu we
nig proaktiv gestaltet, konnte man in den 
vergangenen Jahren leicht bekommen. 
Tatsächlich sind viele Herausforderungen 
Europas durch externe Faktoren,  exogene 
Schocks bedingt, auf die eine Reaktion 
notwendig war, von der Pandemie bis zum 
Krieg, mit all den wirtschaftlichen Folgen 
von Lockdowns bis Energiepreisschock. 
Und die EU hat sich in vielen Bereichen im 
Krisenmanagement durchaus akzeptabel 
geschlagen; oft besser, als es ihr viele zu
getraut hätten. Aber reicht das? Genügt es, 
auf das zu reagieren, was uns bedroht?

Wir haben uns die Ehrlichkeit verdient, 
auch einen kritischen Blick auf die Stärke 
Europas am Parkett der Weltpolitik zu 
werfen. Seit dem von Aufbruchs stimmung 
geprägten Jahr 1989 ist die  Europäische 
Union von einer der führenden 

Wirt schaftsmächte der Welt gemessen am 
BIP zu Kaufkraftparität (heute ohne Groß
britannien) hinter die USA und  China 
gerutscht. 

Europa droht eine beispiellose Deindus 
trialisierung mit schweren Folgen für Wohl
stand und Sozialsystem. Viele Gründe da
für sind hausgemacht: Europa untergräbt 
seine internationale Wettbewerbs fähigkeit 
durch Überregulierung, büro  kratische 
Auflagen und missionarischen Eifer, der 
den Bezug zur Realität zu verlieren scheint, 
wenn man etwa auf die Ausgestaltung des 
Lieferkettengesetzes blickt. Massive re
gulatorische Kosten, im internationalen 
Vergleich hohe Energiekosten, höhere 
Arbeits und Kapitalkosten, langwierige 
Genehmigungsverfahren und allgemein 
schwierige Investitionsbedingungen – das 
alles ist eine enorme Belastung für Euro
pas international agierende Unternehmen. 
Diese kommen vor allem aus dem Mittel
stand und sind neben den Leitbetrieben 
das WohlstandsRückgrat Europas. 

Wir brauchen dringend eine Kurs
korrektur  – für ein geeintes, souverä
nes und demokratisches Europa, das 
wirtschaftlich und politisch ein starker 
und selbstbewusster Akteur auf der 
 Weltbühne ist. Dafür muss die Bewälti
gung der vielen Herausforderungen für 
unseren Wirtschaftsstandort in der kom
menden EULegislaturperiode absolute 
Priorität für die EUKommission, die 
Mitglied staaten und das Europaparlament 
 haben. Dazu gehören eine Strategie für 
sichere Energie versorgung, der gezielte 
 Abbau regulatorischer Überforderung, 
Technologie offenheit und eine starke Ka
pitalmarktunion (siehe Coverstory S. 6–7).

Wir sehen, dass sich auf europäischer Ebe
ne aktuell einiges in Bewegung setzt – so 
ist auch der Bericht von Enrico Letta ein 
positives Signal, dass die Warnungen der 
europäischen Industrie verstanden wur
den. Die Antwerpener Deklaration zur 
Industriepolitik ist dies ebenso. Die EU 
ist der größte Binnenmarkt der Welt und 

als solcher eine Erfolgsgeschichte, von der 
Länder wie Österreich massiv profitiert 
haben – jetzt müssen wir schnellstens ins 
Tun kommen, um jenes geeinte Europa 
zu erhalten und zu stärken, das den Geist 
der Pioniere des vor mehr als 30 Jahren 
durch den Vertrag von Maastricht gestar
teten Friedensprojekts atmet, ihn gegen 
alle Herausforderungen der aktuellen Zeit 
konsequent und stark verteidigt und mit 
klugen Strategien die Chancen des öko
logischen und technologischen Wandels 
nutzt. Die anstehenden EUWahlen geben 
uns allen die Möglichkeit, die dafür not
wendige Kurskorrektur mit auf den Weg 
zu bringen. Die Zeit drängt.

Ihr

Christoph Neumayer,
IVGeneralsekretär

 

Wir müssen die EU 
wieder auf Kurs bringen
Diese Wahl zum EU-Parlament ist besonders bedeutend: Das so lange 
grundsätzlich erfolgreiche Europa muss Wettbewerbsfähigkeit und 
Innovationskraft in den Mittelpunkt stellen – sonst droht der Wohlstands -
abstieg zum Freilichtmuseum.  

Grafik des Monats Zahl des Monats

3.258
So viele RotWeißRotKarten wurden 
heuer (in den ersten vier Monaten des 
Jahres) bereits ausgestellt. „Deshalb 
können wir aus heutiger Sicht davon 
ausgehen, dass bis Ende des Jahres 2024 
rund 10.000  RotWeißRotKarten an 
qualifizierte Fachkräfte ausgestellt wer
den können“, sagte Wirtschaftsminister 
Martin Kocher dazu.

Der Zuzug qualifizierter Fachkräfte aus 
Drittstaaten konnte durch die Reform 
der RotWeißRotKarte deutlich ge
steigert werden. In den zwölf Monaten 
vor der Reform mit Anfang 2022 sind 
5.381   Karten ausgestellt worden, nach 
der Reform waren es 7.860 Karten. Nun 
wird die RotWeißRotKarte auf Lehr
linge aus Drittstaaten ausgeweitet.

Die EU hat erfolgreich eine Reihe von Fi
nanzierungsinstrumenten zur Förderung 
von Forschung, Technologieentwicklung 
und Innovation sowie für grenzüberschrei
tende Investitionen geschaffen. Die indus
triepolitischen Initiativen der USA wie der 
Inflation Reduction Act (IRA) sind zwar 
im Gesamtumfang durchaus ähnlich, die 
europäischen Initiativen sind jedoch oft 
zu komplex und schwerfällig in der Ab
wicklung. Ihr Erfolg ist zudem in zuneh
mendem Ausmaß von einer Mittelausstat
tung auf Ebene einzelner oder mehrerer 
EUMitgliedstaaten abhängig. Während 
die Ausgaben für Forschung und Entwick
lung in der gesamten EU im Jahr 2021 bei 
2,2 % des EUBIPs lagen, wiesen die USA 
einen deutlich höheren Wert auf (3,4 %). 
Neben der Bewahrung ihrer preislichen 
Konkurrenzfähigkeit muss die EU danach 
trachten, ihre wissenschaftliche Exzellenz, 
Technologiekompetenz und Technologie
führerschaft weiter auszubauen, um auf 
den globalen Märkten erfolgreich zu sein.
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Im Rahmen des künftigen Forschungs
rahmenprogramms („FP10“) sollte des
wegen ein ambitioniertes Gesamtbudget 
in Höhe von mindestens 200 Milliarden 
Euro und dabei zumindest eine Verdop
pelung der derzeitigen Dotierung für 
industrielle Zukunftsbereiche sicher
gestellt werden. Ebenso sollten Prozesse 

der Projektabwicklung weiter deutlich 
vereinfacht werden. Die EU sollte zu
dem die Instrumente zur Finanzierung 
grenzüberschreitender Partnerschaften 
zur Forcierung von Investitionen und 
Schlüssel technologien (Wirtschaft und 
Wissenschaft) weiter ausbauen und gleich
zeitig in ihrer Abwicklung verbessern.

Ausgaben für Forschung und Entwicklung, nach Leistungssektor 
Prozent des Bruttoinlandsprodukts (BIP)
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MINT Girls Challenge prämiert 
 Zukunftsideen junger Talente
„Mädchen in die Technik“ lautet das Motto der MINT Girls Challenge. 
2024 wurden 153 Zukunftsideen eingereicht und das Interesse war mit 
über 900 Mädchen ungebrochen.

Am 24. April, einen Tag vor 
dem Girls’ Day, fand die Preis
verleihung der diesjährigen 
MINT Girls Challenge statt. 

Der österreichweite Wettbewerb, der be
reits zum dritten Mal vom Arbeits und 
Wirtschaftsministerium (BMAW), dem 
Frauenressort im BKA und der IV orga
nisiert wurde, ermöglicht es Mädchen, 
ihre Ideen zur Lösung aktueller Probleme 
(wie Klimawandel oder Rohstoffknapp
heit) mithilfe von Mathematik, Informa
tik, Naturwissenschaften und Technik 
(MINT) zu präsentieren.

Frühzeitig für Technik begeistern
Die Teilnahme von über 900 Mädchen 
und die Einreichung von 153 Zukunfts
ideen sind ein deutliches Signal: Die 
Zukunft in MINT ist kreativ und weib
lich! Angesichts des Fachkräftemangels 
ist es von entscheidender Bedeutung, 
Mädchen und junge Frauen frühzeitig 
für die aufregenden Möglichkeiten in 
MINT Berufen zu begeistern. Die Ge
winnerinnen des Bewerbs erhielten unter 
anderem Zugang zu spannenden MINT
Erlebnissen von bzw. in österreichischen 
IndustrieLeitbetrieben. 

Sabine Herlitschka, Vizepräsidentin der 
IV, gratulierte den Mädchen und be
tonte: „Es ist eine ganz zentrale Heraus
forderung, Mädchen und junge Frauen 
frühzeitig für MINTAusbildungen und 
Berufe zu begeistern, denn wer einen 
MINTBeruf wählt, kann dazu beitragen, 
die Welt zu verbessern. Nicht zuletzt vor 
dem Hintergrund der großen Nachfrage 
nach MINTTalenten in der Industrie 
bieten sich hier große und spannende 
Zukunftschancen. Diese wollen wir Mäd
chen und Frauen in noch viel stärkerem 
Ausmaß zugänglich machen!“

Ein besonderer Dank gilt unseren 
Mitgliedsunternehmen, die  
ein MINT-Erlebnis als Preis zur 
Verfügung stellen:

• Wiener Stadtwerke GmbH
• A1 Telekom Austria AG
• Fronius International GmbH
• Fill Gesellschaft m.b.H. 
• KnorrBremse GmbH
• Microsoft Österreich GmbH
• TTTech Computertechnik AG
• Palfinger AG
• MIBA AG
• Boehringer Ingelheim RCV GmbH
• voestalpine High Performance 

Metals GmbH 
• Infineon Technologies AG
• Siemens Energy Austria GmbH

Lehramtsreform zur Bekämpfung 
des Lehrkräftemangels
Mit der Reform der Ausbildung von Lehrerinnen und Lehrern wurde eine langjährige 
 Forderung der IV umgesetzt.

Am 17. April wurde im Na
tionalrat ein Bundesgesetz 
 beschlossen, mit dem das 
Universitätsgesetz 2002, das 

Hochschul gesetz 2005, das Hochschul
Qualitäts sicherungsgesetz, das Fachhoch
schulgesetz, das Privathochschulgesetz 
und das Waldfondsgesetz geändert wer
den. Hinter diesen sperrigen Namen ver
birgt sich ein großer Umsetzungserfolg 
einer langjährigen IVForderung. Worum 
geht es genau?

Vor etwa zehn Jahren wurde mit der 
„Pädagog/innenBildung neu“ die Aus
bildung der Lehrerinnen und Lehrer in 
Österreich grundlegend verändert. Die 
Ausbildung von Lehrpersonen für die 
 Volksschulen dauerte seither acht Semester 

im Bachelorstudium und zwei Semester im 
Masterstudium, also mindestens fünf Jahre; 
jene für Mittelschulen, Gymnasien sowie 
mittlere und höhere Schulen acht Semes
ter im Bachelor studium und vier Semester 
im Master studium, also mindestens sechs 
Jahre und damit länger als fast alle anderen 
Bachelor studien in Österreich.

Mit der nun im Nationalrat beschlossenen 
Reform des Lehramts gibt es eine dahin ge
hende Strukturänderung: die Verkürzung 
des Bachelorstudiums auf sechs Semester 
(180 ECTS) und somit die Gleich stellung 
mit den meisten anderen Bachelor
studien. Diese Anpassung wird dazu bei
tragen, Lehramtsstudien attraktiver zu 
machen und mehr potenzielle Lehrkräfte 
anzusprechen.

Begrüßenswert und ebenfalls von der IV 
gefordert ist auch die Einbindung von wis
senschaftlich reflektiertem Praxisbezug in 
die Curricula. Die enge Verknüpfung von 
Theorie und Praxis ist entscheidend, um 
angehende Lehrkräfte bestmöglich auf die 
Anforderungen des Berufs vorzubereiten. 
Die Integration von praktischen Erfahrun
gen, die bereits im Dienst stehende Leh
rerinnen und Lehrer gesammelt haben, 
stellt sicher, dass das Lehramtsstudium den 
realen Anforderungen des Klassenzimmers 
gerecht wird.

Ein weiterer wichtiger Aspekt des Ge
setzes ist die verstärkte Ausweitung der 
Möglichkeiten für den Quereinstieg in den 
Lehrerberuf. Diese Maßnahme zielt da
rauf ab, Personen mit fachlich geeigneter 

Berufserfahrung den Zugang zum Lehrer
beruf zu erleichtern und somit den Lehr
kräftebedarf langfristig zu decken.

Insgesamt stellt dieses Gesetz damit einen 
wichtigen Schritt zur Bewältigung des 
Lehrkräftemangels dar und trägt dazu bei, 
den Beruf als attraktive und zukunftsorien
tierte Profession zu positionieren. 

Johannes Sokopp ist Experte im IVBereich Bildung 
& Gesellschaft.

Frauenministerin Susanne Raab, IVVizepräsidentin Sabine Herlitschka und 
Wirtschaftsminister Martin Kocher.

Junge MINTTalente auf der Bühne der MINT Girls Challenge.

Expertenmeinung von JOHANNES SOKOPP
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Erste Stiftungsprofessur für 
Wirtschaftsbildung in Österreich kommt
Die Stiftung für Wirtschaftsbildung widmet sich seit 2021 der Wirtschaftsbildung in Österreich. 
2025 startet nun die erste dezidierte Stiftungsprofessur an der JKU Linz.  

Die Stiftung für Wirtschafts
bildung wurde 2021 von der 
IV, der Arbeiterkammer, der 
ERSTE Stiftung, der Inno

vationsstiftung für Bildung, der MEGA 
Bildungsstiftung, der Oesterreichischen 
Nationalbank sowie der Wirtschafts
kammer Österreich ins Leben gerufen. 
Das Ziel: zeitgemäße, faktenbasierte 
und praxisnahe Wirtschaftsbildung in 
der Schule. Seither hat sie in Sachen 

Wirtschaftsbildung in Österreich schon 
einiges bewegt.

Im Jahr 2022 hat die Stiftung begonnen, 
das Schulpilotprojekt „Wirtschafts
bildung“ umzusetzen. Dieses Projekt 
unterstützt mittlerweile 60 Schulen 
österreichweit dabei, verstärkt Wirt
schaftsbildung zu unterrichten. Auf der 
Plattform Wirtschafterleben.at stehen 
allen Pädagoginnen und Pädagogen 

qualitätsgeprüfte Lehr und Lern
materialien frei zum Download zur Ver
fügung. Nun ist der Stiftung gemeinsam 
mit weiteren engagierten Gründungs
partnern (IVOÖ, Innovationsstiftung 
für Bildung,  ERSTE Stiftung, Sparkasse 
OÖ, Fabasoft AG, Land Oberösterreich 
und Wirtschaftskammer Österreich) 
der nächste Coup gelungen: Die ös
terreichweit erste Stiftungsprofessur 
für Wirtschaftsbildung am Institut für 

Wirtschafts und Berufspädagogik der 
JKU Linz startet ab 2025. Mit der neuen 
Stiftungsprofessur wird die Entwicklung 
von Lehr und Lernmaterialien für die 
ökonomische Allgemeinbildung forciert 
und die Ausbildung angehender Lehr
kräfte für den Wirtschaftsunterricht ver
bessert. Außerdem möchte sich die JKU 
mit der neuen Professur verstärkt im Be
reich der Fortbildung von Lehrkräften 
engagieren.

Innovatives Ökosystem 
für Life Sciences
Der World IP Day 2024 im Haus der Industrie widmete sich 
Innovationstreibern in der Life-Science-Branche.

Die Life Sciences bilden nicht nur 
eine wesentliche Basis für inno

vative Produkte und Therapien im Be
reich der Gesundheit, sondern sie liefern 
auch Lösungen für Herausforderungen 
im Zusammenhang mit Klima, Umwelt 
und Ressourcenmanagement. Die Life
Science Disziplinen bilden ein Stärkefeld 
der österreichischen Forschungslandschaft 
und die in diesem Bereich tätigen Unter
nehmen tragen wesentlich zum Erfolg 
des österreichischen Wirtschaftsstandorts 
bei. Daher fand die Veranstaltung NCPIP 
World IP Day 2024 unter dem Titel „Inno
vationstreiber in der LifeScienceBran
che“ in den Räumen der Industriellen
vereinigung statt.

Ein wesentlicher Baustein des Erfolgs ist 
enge und langfristige Kooperation zwi
schen Leitbetrieben, Startups, wissen
schaftlichen Einrichtungen und Investoren. 
Das bestehende InnovationsÖkosystem 
zeichnet sich durch enge Zusammenarbeit 
und strategische Partnerschaften aus. Wie 
dieses Ökosystem weiterentwickelt wer
den kann, um neue Innovationen rascher 
und zielgerichteter umzusetzen und wie 
langfristige Schutzstrategien für geistiges 
Eigentum aussehen, diskutierten Marie
Kathrin Breyer (Ludwig Boltzmann Institut 
für Lungengesundheit), Peter Nussbaumer 
(„wings4innovation“), Rainer Schultheis 
(Saphenus Medical Technologies) und Bet
tina Resl (Novartis Österreich).

September 2024: IV Partner bei 
 Technology Talks Austria

Auch heuer ist die IV wieder Partner 
bei den hochkarätigen „Technology 

Talks Austria“. Die Technology Talks, die 
mittlerweile als Marke mit hohen Quali
tätsansprüchen etabliert sind, existieren 
bereits seit über 40 Jahren (bisher im 
Rahmen des Europäischen Forums Alp
bach) und finden heuer erstmals von 12. 
bis 13. September 2024 in Wien back
toback mit dem FFG Forum statt. Das 
diesjährige Leitthema ist die Bedeutung 
von Forschung, Technologie und Inno
vation (FTI) für die „Triple Transition“. 
Die internationalen Panels, Keynotes und 
Workshops spannen den Bogen von der 
„grünen“ und der digitalen über die „Hu
man centered“Transformation bis zur 
europäischen FTIPolitik. Im Fokus steht 
dabei die Bedeutung von Schlüsseltechno
logien als Hebel für die Transformations
prozesse und wie Indus trie, Wissenschaft 

und Gesellschaft die Herausforderungen 
erfolgreich meistern und die sich bieten
den Chancen bestmöglich strategisch ge
stalten können. Zudem wird auch die Fra
ge nach notwendigen Maßnahmen und 
Schwerpunkten der Politik für eine pros
perierende Zukunft diskutiert.

Der Ticketverkauf hat bereits begon nen – 
nähere Informationen unter  
www.technologytalks.ait.ac.at

Aktuelles in Kürze

Forschungsfinanzierung: Steigende 
 Investitionen, unerreichte Ziele
Trotz steigender Forschungsausgaben kann sich Österreich nicht als führende Technologienation in Europa etablieren.  

Investitionen in Forschung und Ent
wicklung sind der Motor für die In
novationskraft und Wettbewerbs
fähigkeit eines Landes. Im Jahr 2024 

hat Österreich seine Forschungsinvesti
tionen auf 3,34 Prozent des BIP erhöht 
– das geht aus der im April von Statistik 
Austria veröffentlichten Globalschätzung 
hervor. Gegenüber dem Vorjahr ent
spricht das einer Zunahme von sieben 
Prozent, die Gesamtausgaben belaufen 
sich auf 16,6 Milliarden Euro. Nach wie 
vor tragen Unternehmen zwei Drittel der 
Forschungsausgaben. Österreich liegt 
EUweit hinter Belgien und Schweden 
auf dem dritten Platz und ist damit einer 
der wenigen EUMitgliedsstaaten, die das 

EUZiel einer Forschungsquote von drei 
Prozent erfüllen. Der bereits für 2020 an
gestrebte Zielwert von 3,76 Prozent des 
BIP wird jedoch weiterhin verfehlt.

Diese Ergebnisse zeigen deutlich, dass 
Österreich noch einige Anstrengungen 
auf dem Weg zur Technologienation 
und einem Innovation Leader zu bewäl
tigen hat. Zusätzlich stehen die Unter
nehmen vor enormen Herausforderun
gen durch sich weiter verschärfende 
geopolitische Veränderungen, globale 
Technologiewettläufe, die grüne und di
gitale Transformation und umfassende 
Kosten belastungen. Daher ist es umso 
wichtiger, die Ziele der FTIStrategie 

2030 konsequent und mit Nachdruck um
zusetzen und ein Forschungsquotenziel 
von vier Prozent zu verankern.

Um zukunftsfähig zu bleiben, brauchen 
wir sowohl in herausfordernden als auch 
in erfolgreichen Zeiten ein klares Com
mitment der Politik, Investitionen in 
F&E als Priorität zu führen. In den FTI
Budgets der kommenden Jahre muss sich 
neben der Inflationsanpassung auch ein 
deutlicher Wachstumspfad abzeichnen. 
Insbesondere gilt es, die Technologie
offensive für angewandte Forschung und 
Technologieentwicklung weiter voranzu
treiben. Ebenso dringlich muss der Fonds 
Zukunft Österreich über 2025 hinaus 

gesichert und auf mindestens 200 Millio
nen Euro ausgebaut werden.

Europa kann seine globale Wettbewerbs
fähigkeit längerfristig nur über eine klare 
Steigerung der Produktivität halten. Es 
gilt mehr denn je, FTI immer auch mög
lichst europäisch zu denken und umzu
setzen. Österreich als starker Profiteur 
des EUForschungsrahmenprogramms 
muss sich daher auf EUEbene für ein 
schlagkräftiges Budget von zumindest 200 
Milliarden Euro und eine Verdoppelung 
der derzeitigen Dotierung für Schlüssel
technologien und industrielle Zukunfts
bereiche einsetzen – damit kein Weg am 
Technologiestandort Europa vorbeiführt!

IV-POSITIONEN 5Forschung & Innovation
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Impulse für ein 
wettbewerbs   fähiges Europa
Die Industriellenvereinigung schlägt zukunftsweisende Maßnahmen für eine wettbewerbsfähige 
EU vor. Im Zentrum stehen eine Stärkung des Binnenmarkts, Innovationskraft, Sicherheits politik  
und Arbeitsmarktreformen.

Zweimal jährlich veröffentlicht der Internationale Währungs
fonds (IWF) einen ausführlichen Report über die Entwicklung 
der Weltwirtschaft. Für Europa gab es jetzt lange Zeit keine be
sonders guten Nachrichten, aber den jüngsten „World Econo

mic Outlook“ konnte Alfred Krammer, Direktor der EuropaAbteilung 
des IWF, so zusammenfassen: „Nach Jahren der Krisen und ihrer Folgen 
ist eine sanfte Landung für die europäische Wirtschaft in greifbare Nähe 
gerückt.“ Um diese Chance in einen echten Aufschwung verwandeln zu 
können, sind allerdings dringend Reformen notwendig. Der europäische 
Binnenmarkt ist eine große Erfolgsgeschichte – seit Österreichs Beitritt 
zur EU 1995 haben sich die heimischen Exporte von 42,2 Mrd. Euro 
(1995) auf 194,1 Mrd. Euro (2022) mehr als vervierfacht. Die weitere 
europäische Integration birgt große ungenutzte Produktivitätsgewinne 
innerhalb der Europäischen Union und darüber hinaus – und wird für die 
kommende Legislaturperiode zur zentralen Aufgabe.

Doch welche Maßnahmen braucht es, um die Wettbewerbsfähigkeit 
Europas im neuen globalen Machtgefüge zu stärken? Die Industriellen
vereinigung hat im Vorfeld der EUWahlen umfassende Handlungs
empfehlungen entwickelt. Im Fokus steht dabei das klare Bekenntnis zum 
europäischen Binnenmarkt, der als Herzstück der europäischen Wirt
schaft eine Schlüsselrolle einnimmt. „Es geht darum, Handels barrieren 
abzubauen, grenzüberschreitende Dienstleistungen zu vereinfachen und 
eine echte Kapitalmarktunion zu etablieren, um unternehmerische Frei
heiten zu maximieren und das Wachstumspotenzial zu heben“, so IVPrä
sident Georg Knill.

Außenhandel und Sicherheit
In einer Zeit globaler Unsicherheiten und wirtschaftlicher Herausforde
rungen ist zudem eine proaktive und selbstbewusste Außenwirtschafts
politik notwendig. Der Ausbau eines starken Netzes aus Handelsverträ
gen sowie eine sicherheitspolitische Perspektive, die den Aufbau eines 
verteidigungsfähigen Europas einschließt, sind essenziell für die dauer
hafte Sicherung des europäischen Demokratie und Wohlstandsmodells.

Die Balance zwischen wirtschaftlicher Leistungsfähigkeit und umwelt
politischer Verantwortung stellt eine zentrale Herausforderung für Euro
pa dar. „Die industriellen Kapazitäten Europas sind entscheidend für 
unsere wirtschaftliche Zukunft“, erklärt IVGeneralsekretär Christoph 
Neumayer. „Deshalb müssen wir gegen die übermäßigen Regulierungen 
und die hohen Energiekosten vorgehen, die sie bedrohen. Eine umfas
sende Überprüfung der wirtschaftlichen Auswirkungen des Green Deals 
ist dabei unerlässlich, um unsere Industrie zu schützen und gleichzeitig 
unsere Umweltverantwortung wahrzunehmen.“

Qualifizierte Arbeitskräfte
Der branchenübergreifende Fachkräftemangel ist in ganz Europa spür
bar – die IV setzt sich für effektive Maßnahmen zur Anerkennung von 
Qualifikationen und für die Beseitigung von Mobilitätshindernissen ein, 
um die Verfügbarkeit qualifizierter Arbeitskräfte zu verbessern. Mit Blick 
auf die nationalen Arbeitsmärkte gilt es, Maßnahmen zur Erhöhung des 
Arbeitsvolumens umzusetzen. „Durch die Förderung von Vollzeitarbeit 

und die Schaffung von Anreizen für längeres Arbeiten könnten nicht nur 
Produktivität und Wirtschaftsleistung gesteigert, sondern auch zusätz
liche Abgaben generiert werden, die wiederum in Bildung und Kinder
betreuung investiert werden könnten“, so Knill.

Europa als Standort für Innovationen
Europa steht im globalen Wettbewerb um technologische Führerschaft, 
insbesondere in Schlüsseltechnologien wie der künstlichen Intelligenz 
(KI), bei denen die USA deutlich höhere Investitionen tätigen. Um die
sen Rückstand aufzuholen, ist eine erhebliche Erhöhung des EUFor
schungsbudgets auf 200 Milliarden Euro geplant. Dieser Schritt soll die 
Forschung und Technologieentwicklung stärken und Europas Attrakti
vität als Standort für Innovationen erhöhen. Zudem sollen Hemmnisse 
für Investitionen beseitigt und die Kapitalmarktunion ausgebaut werden, 
um europäischen Unternehmen den Zugang zu Eigenkapitalfinanzie
rungen zu erleichtern und die Entwicklung von Zukunftstechnologien 
voranzutreiben.

„Die Industriellenvereinigung setzt sich mit diesen Vorschlägen für eine 
tiefgreifende Kurskorrektur ein, um Europa als wettbewerbsfähigen und 
zukunftsfähigen Standort zu stärken“, so Knill. Dies soll eine Priorität für 
die kommende EULegislaturperiode sein, um Herausforderungen an
zugehen und die Erfolgsgeschichte Europas fortzuschreiben.

Nutze deine Stimme!
Um möglichst viele Menschen zu den Wahlurnen zu bringen, 
setzt die Industriellenvereinigung mit der „IVote“Initiative auf 
Rolemodels aus der Industrie, die ihre Stimme für die Zukunft 
Europas nutzen. Auch CEOs, Beschäftigte und Lehrlinge aus 
vielen der insgesamt 5.000 Mitgliedsunternehmen der IV ma
chen mit und setzen mit persönlichen „IVote“Bildern in ihren 
Unternehmen und auf Social Media ein Zeichen für Demokra
tie und europäischen Zusammenhalt.

ZUKUNFT  
GESTALTEN

EUROPAWAHL
9. JUNI 2024

Wer bestimmt, wohin sich Europa in Zukunft bewegt?  
Du!

Nutze deine Stimme und wähle, denn wir entscheiden  
gemeinsam in welchem Europa wir morgen leben möchten.www.iv.at

6 Mai 2024Coverstory
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Hier geht’s zum Download des IVPositionspapiers 
zur EUWahl 2024
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IV-STANDPUNKT  ZUR WAHL ZUM EUROPÄISCHEN PARLAMENT  & EU-LEGISLATURPERIODE 2024-2029

Industriellenvereinigung

ZUKUNFT GESTALTEN

„Wettbewerbsfähigkeit Europas 
ist eine der Top-Prioritäten“

Johannes Hahn war Wissenschafts
minister in Österreich und ist seit 2010 
EUKommissar, zuletzt zuständig für 
Haushalt und Verwaltung. Im Interview 
spricht er über die Wettbewerbsfähig
keit Europas und darüber, warum die 
Europäische Union manchmal so kom
pliziert ist.

Der europäische Industriestandort steht 
gewaltig unter Druck. Was können und 
müssen wir tun, um Europa wieder 
global wettbewerbsfähig zu machen?
Johannes Hahn: Die Stärkung der glo
balen Wettbewerbsfähigkeit Europas ist 
eine der TopPrioritäten der Strategi
schen Agenda der EU für die Jahre 2024 
bis 2029. Um dieses Ziel zu erreichen, 
müssen die Mitgliedstaaten und die EU 
an einem Strang ziehen! Als zielführende 
Maßnahmen sehe ich vor allem die Voll
endung des Binnenmarkts, die Förderung 
innovativer Technologien – bei denen sich 
die EU dank Green Deal und der Digitalen 
Agenda bereits bestens positioniert hat 
– und den Bürokratieabbau auf EU und 
nationaler Ebene. Die Europäische Union 
hat großes Potenzial: gut ausgebildete 
Arbeitskräfte, Innovationskraft und vor al
lem sozialen Frieden und Stabilität sowie 
Rechtsstaatlichkeit, die für Investitionen 
unerlässlich sind. 

Wie muss das nächste EU-Budget 
aus sehen, um zur Stärkung der Wett-
bewerbsfähigkeit des Wirtschafts- und 
Industriestandorts Europa beizutragen?
Nachdem das EUBudget in Zahlen ge
gossene Politik ist, müssen im künftigen 
mehrjährigen EUBudget jene Bereiche 
finanziell gut ausgestattet werden, die 
zur globalen Wettbewerbsfähigkeit der 
Union beitragen; also etwa die Bereiche 
Forschung und Innovation, neue Techno
logien in den Bereichen Umwelt, Bio und 
Computerwissenschaft sowie gemeinsa
me, länderübergreifende Projekte, die 
europäischen Mehrwert bringen, wie es 
im Verkehrs oder Energiebereich bereits 
geschieht. Wir haben mit der Initiative 
STEP bereits einen guten Ansatz für die 
Förderung neuer Technologien auf den 
Weg gebracht, aber natürlich ist das nur 
ein erster Schritt und braucht im künfti
gen EUBudget entsprechende finanziel
le Ausstattung.

Aus meiner Sicht gibt es zwei Wege, um 
die Wettbewerbsfähigkeit der EU bud
getär sicherzustellen: Entweder die Mit
gliedstaaten zahlen höhere Beiträge in 
das EUBudget oder man ändert die der
zeitige Struktur des EUBudgets. Letzte
res würde konkret bedeuten, dass man 
in Hinblick auf die Mittelausstattung die 

gegenwärtig dominanten Bereiche Regio
nal und Landwirtschaftspolitik zuguns
ten jener Bereiche, welche die globale 
Wettbewerbsfähigkeit sichern, kürzt. Die 
Entscheidung liegt bei den Mitgliedstaa
ten! Hier gilt es Farbe zu bekennen: Man 
kann nicht mehr globale Wettbewerbs
fähigkeit, mehr Sicherheit etc. fordern, 
ohne in diese Bereiche zu investieren.

Die Industrie bekennt sich klar zu Europa 
und zur EU, allerdings hinterfragen wir 
kritisch, warum viele Ideen aus Brüssel 
gut gemeint, aber aus unserer Sicht 
schlecht umgesetzt sind. Ein Beispiel ist 
das Lieferkettengesetz mit dem massiven 
Anstieg an bürokratischen Anforderungen 
durch ausufernde Sorg faltspflichten. 
Auch beim Green Deal besteht diese Sorge. 
Warum ist Europa so kompliziert?

Zunächst eine Klarstellung: „Ideen aus 
Brüssel“ ist eine Verallgemeinerung. Was 
steckt dahinter? Gemeint ist die Euro
päische Union, die aus drei Institutionen 
besteht: der Europäischen Kommission, 
dem Europäischen Parlament und dem 
Rat, in dem die Mitgliedstaaten vertreten 
sind. Wenn es also um „Ideen aus Brüssel“ 
geht, dann hat die Europäische Kommis
sion, die das Initiativrecht hat, einen Vor
schlag gemacht, der vom EUParlament 
und dem Rat erst angenommen werden 
muss. Im Wege dieses Entscheidungs
prozesses kommt es meistens zu Ände
rungen des Kommissionsvorschlags, wie 
es auch im Falle des Lieferkettengeset
zes geschehen ist. Das Ergebnis ist ein 
Kompromiss, in den die Stellungnah
men aller Institutionen und ihrer Ver
treter eingeflossen sind. Dazu kommen 
noch umfangreiche Konsultationen mit 
Interessen vertretern. Das ist natürlich 
ein langwieriger Prozess, der aber – und 
damit bin ich schon bei ihrer Frage, wa
rum Europa so „kompliziert“ ist  – die 
Breite der Meinungen repräsentiert. Die 
Berücksichtigung unterschiedlichster 
Positionen ist sicherlich eine komplexe 
Herangehensweise, garantiert aber eine 
demokratische und transparente Ent
scheidungsfindung. Daher bin ich gegen 
Kritik, dass Europa „zu kompliziert“ sei. 
Die großen Herausforderungen unserer 
Zeit, vom Klimawandel über Migration 
bis zur Bedrohung unseres demokrati
schen Systems, sind nicht mit einfachen 
Antworten zu lösen, auch wenn Populis
ten das weismachen wollen!

Was die Berichterstattungspflicht sowohl 
beim Lieferkettengesetz als auch bei 
Maßnahmen des Green Deal betrifft, ist es 
wichtig, dass bei der Umsetzung in natio
nales Recht mit Augenmaß vorgegangen 
wird – denn Bürokratie ist auch sehr oft 
hausgemacht; Stichwort „GoldPlating“. 

EUKommissar Johannes Hahn.
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Neue IV-Task-Force für europäische 
 FTI-Politik gestartet
Österreich zählt beim EU-Programm „Horizon Europe“ zu den erfolgreichsten einwerbenden Forschungsländern  
und hat bisher knapp über eine Milliarde Euro zurückgeholt. Um europäische FTI-Initiativen noch besser  mitgestalten  
zu können, hat die IV nun eine eigene Task-Force gegründet.

Ein starkes Europa muss offensiv 
in Forschung, Schlüsseltechno
logien und Innovation inves
tieren, um auf der Grundlage 

von wissenschaftlicher Exzellenz, Tech
nologiekompetenz und Technologie
führerschaft auf den globalen Märkten 
reüssieren zu können. Die Unternehmen 
sind mit enormen Belastungen konfron
tiert: hohe Lohnkosten, Energiekosten 
und vergleichsweise hohe Steuern. For
schung, Technologie und Innovation 
sind mehr denn je essenzielle Standort
faktoren für forschungsintensive Unter
nehmen. Internationale Kooperationen 
und Vernetzung sind dabei ein wesent
licher Hebel für den Erfolg.

Für das 10. EUForschungsrahmen
programm („FP10“), das Nachfolge
programm von „Horizon Europe“ ab 2028, 
haben die Vorbereitungsarbeiten sowohl 
auf EUEbene als auch national bereits 
Fahrt aufgenommen. Die Industriellen
vereinigung fordert für FP10 ein schlag
kräftiges Budget von zumindest 200 Mrd. 
Euro und eine Verdoppelung der derzeiti
gen Dotierung für Schlüsseltechnologien 
und industrielle Zukunftsbereiche.

Task-Force-Vorsitzende Herlitschka
Um die künftigen europäischen FTI
Initiativen gut abgestimmt strategisch 
begleiten und so an der Gestaltung mit
wirken zu können, hat die Industriellen
vereinigung nun eine EUTaskForce 
FTI unter dem Vorsitz von Vizepräsi
dentin Sabine Herlitschka aufgesetzt, 
die am 22. Mai mit einer Auftakt
veranstaltung startete.

Österreich zählt zu den erfolgreichs
ten einwerbenden Forschungsländern 
in Europa und hat bisher knapp über 
eine Milliarde Euro aus Horizon Europe 
 zurückgeholt. Im Vorgängerprogramm 
Horizon 2020 konnten 1,9 Mrd. Euro an 
Rückflüssen realisiert werden. Ebenso be
teiligt sich Österreich in den letzten Jahren 

erfolgreich an fünf Important Projects of 
Common European Interest (IPCEI) und 
hat die nationale Finanzierung von Vor
haben unter dem EU Chips Act auf den 
Weg gebracht – an diese  Erfolge gilt es 
anzuschließen. Immer mehr dieser Initia
tiven sind nicht nur über die allgemeinen 
EUBeiträge der Mitgliedsstaaten, son
dern auch direkt national zu finanzieren. 
Damit Österreich auch einen effektiven 
Nutzen daraus ziehen kann, sind eine stra
tegisch vorausschauende Entscheidungs
findung und adäquate  Mittelausstattung 
umso mehr gefordert.

Bei der Auftaktsitzung der EUTask
Force FTI diskutierten Bundesministe
rin Karoline Edtstadler (Bundeskanzler
amt), Sektionschefin Barbara Weitgruber 
(Bundesministerium für Bildung, Wis
senschaft und Forschung) sowie Georg 
List (AVL List, Chair of the Research 
& Innovation Working Group, Business 

Europe) mit Industrievertretern und 
vertreterinnen über die Erwartungen an 
das neue Forschungsrahmenprogramm 
FP10 und darüber, wie es gemeinsam 
mit strategischen Partnern gelingen 
kann, dass Europa offensiv in Forschung, 
Schlüsseltechnologien und Innovation 
investiert.

HUNTING FOR EXCELLENCE – 
Stipendium für Zukunftsthemen
2024 können Studierende, 
die kurz vor Abschluss ihres 
Studiums stehen, wieder ein 
Stipendium der  DDr. Franz Josef 
Mayer-Gunthof-Stiftung erhalten.

Die DDr. Franz Josef MayerGunthof
Stiftung der Industriellenvereinigung 
vergibt auch 2024 Stipendien an Stu
dierende, die kurz vor dem Abschluss 
ihres Studiums stehen. Dr. Franz Josef 
MayerGunthof war als Mitbegründer 
und langjähriger Präsident der Indus
triellenvereinigung eine der Schlüssel
figuren für die Vertretung der öster
reichischen Industrie in der Zweiten 
Republik. Unter dem Motto „Hunting 
for Excellence“ will die Stiftung zur 
Entwicklung von industrierelevanten 
Zukunfts themen beitragen. Fo
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IVVizepräsidentin Sabine Herlitschka und Bundesministerin Karoline Edtstadler

Podiumsdiskussion beim Kickoff der neuen Task Force

INFORMATION
Im Jahr 2024 wird eine finanzielle 
Unterstützung i. H. v. insgesamt 
rund € 10.000 bereitgestellt. 
Voraussichtliche Ausschüttung: 
1 × € 5.000; die weiteren € 5.000 
werden je nach Qualität der je
weiligen Ansuchen aufgeteilt.
Einsendeschluss: 07.10.2024

Die Stiftung hat sowohl eine wirtschaftliche als 
auch naturwissenschaftliche Ausrichtung. Sie 
unterstützt Studien zur Kompetenzbeschaffung 
und zur Vertiefung der jeweiligen fachlichen 
Fremdsprachenkenntnisse an internationalen 
Spitzeninstituten in Bildung, Wissenschaft und 
Forschung.

8 Mai 2024Aktuelles



Junge Industrie für 
Europas Zukunft 
Jede Stimme zählt!

Die Europawahl im Juni markiert einen entschei
denden Wendepunkt – zum generellen Weg, 
den Europa einschlagen wird, und auch punkto 
 Weichenstellungen für die heimische Industrie. 

Themen wie die Sicherung der Wettbewerbsfähigkeit, Klima
ziele und bürokratische Hürden stehen im Fokus und werden 
mit jeder Stimme indirekt mitgestaltet.

Daher haben auch wir von der JI uns und unsere Mitglieder 
darauf vorbereitet. Im Rahmen der dreiteiligen Vortrags reihe 
„Talk about EU“ der JINÖ/Blgd. erhielten Interessierte Ein
blicke zu aktuellen politischen Themen. Bei der ersten Veran
staltung der Serie vertiefte Maria Theresa Lein vom IVBüro 
Brüssel das Verständnis über Arbeitsweise und Prozesse der 
Union. Eine Herausforderung für die nächste EUKommis
sion werde sein, „ein ausgewogenes Verhältnis zwischen 
internationaler Wettbewerbsfähigkeit und klimapolitischen 
Ambitionen zu finden“, erklärte Valerie Gruber, Vertreterin 

des IVBüros in Brüssel, bei der zweiten Veranstaltung. Mar
kus Beyrer, Generaldirektor von Business Europe, diskutierte 
zum Abschluss der Reihe als Gast die Zukunft des Industrie
standorts Österreich und die Herausforderungen, denen wir 
gegenüberstehen.

Auch in der Steiermark ging es Anfang Mai um die EU: Poli
tikberater Thomas Hofer betonte in einer Veranstaltung der 
JISteiermark, wie globale politische Entwicklungen den 
österreichischen Standort beeinflussen können. Da in Öster
reich rund 60 Prozent durch Export erwirtschaftet werden, ist 
das Superwahljahr von zentraler Bedeutung, denn es geht um 
unsere Wettbewerbsfähigkeit und den Wohlstand des Landes.

Um diese Zukunft tatsächlich mitgestalten zu können, hängt 
viel von der Wahlbeteiligung ab, denn auch bei dieser Wahl 
ist die junge Generation zahlenmäßig weit unterlegen. Umso 
wichtiger ist es daher, dass jedes Stimmrecht genutzt wird!

 

Europa – das erfolg-
reichste Friedens-
projekt der Mensch-
heitsgeschichte
Wir haben es bloß vergessen!

192 Einträge findet man in der Kategorie 
„Krieg in Europa“ auf Wikipedia. Der Groß
teil davon betraf Länder in der heutigen 
EU. Seit der Gründung der Union hat die 
gemeinsame Außen und Sicherheitspolitik 
nicht nur zum Frieden auf dem Kontinent, 
sondern auch in anderen Teilen der Welt 
durch Unterstützung und Entwicklungshil
fe wesentlich beigetragen. Zur Erinnerung: 
Für ihren Einsatz für Demokratie, Grund
rechte und Rechtsstaatlichkeit hat die EU 
im Jahr 2012 auch den Friedensnobelpreis 
verliehen bekommen.

Wohlstand, Freiheit und Stabilität sind 
seither für die Bevölkerung zum Selbst
verständnis geworden. Der immer noch 
andauernde Krieg in der Ukraine sollte 
uns daher eindrücklich vor Augen führen, 
welch essenzielle Vorteile die Union für 
die Menschen hat. Wirft man einen Blick 
in die Zeitungen und auf einige Wahl
plakate im Land, zeigt das Stimmungsbild 
allerdings etwas anderes: Verdrossenheit 
mit der Politik der Union, Distanz zu den 
Entscheidungsträgern in Brüssel sowie Un
zufriedenheit mit den Prozessen in den EU
Institutionen prägen die Medienlandschaft.

Die EUWahlen sind richtungsweisend für 
die Zukunft Europas. Wir müssen uns alle 
an der Nase nehmen und aufzeigen, welche 
Vorteile wir alle durch die EU erleben. Und 
das sind keine Kleinigkeiten, sondern die 
Grundpfeiler unseres Daseins: Frieden, Si
cherheit und die Freiheit, das zu tun, was 
man möchte. Daher sollte es also selbst
verständlich sein, die Demokratie zu leben 
und am 9. Juni zur Wahlurne zu gehen.

Julia Aichhorn,
Bundesvorsitzende der Jungen Industrie
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Team „Barrieren überwinden“ 
gewinnt Award
Mitte Mai ging der von der Jungen Industrie unterstützte Ideenwettbewerb  
NEXT GENERATION AWARD in Wien über die Bühne.

Die Jugend sieht sich mit immer mehr Problemen 
in der Zukunft konfrontiert, und manch einer 
fühlt sich daher machtlos – nicht so die Jugend
lichen beim „Fest der Ideen Wien“, die die Zügel 

selbst in die Hand nehmen und Probleme in Gegenwart und 
Zukunft lösen wollen. Dazu haben die Oberstufen schüler zu 
den von ihnen erkannten Herausforderungen eine Idee ent
wickelt (Idea Challenge) und einen Businessplan geschrie
ben, um ihr Projekt zu verschriftlichen (Real Market Chal
lenge). Dieser wurde dann von einer Jury bewertet; ebenso 
die Präsentation, die die Schüler vor den Juroren beim „Fest 
der Ideen“ hielten. Aus der Summe der beiden Bewertungen 
resultierten die Gewinner der zwei Kategorien des Ideen 
und BusinessplanWettbewerbs NEXT GENERATION. In 
der Kategorie „Idea Challenge“, die den Fokus auf das Ge
schäftsmodell legt, konnte „Fee dalgo“ den Sieg holen.

Bei der „Real Market Challenge“ wird die Umsetzbarkeit 
der Projekte stärker gewichtet – hier hat es das Projekt 
„Barrieren überwinden“ der Jury besonders angetan: Sid
ney, Oliver und Benedikt entwickeln ein Gütesiegel für 
rollstuhlgerechte Hotels und setzen das Projekt auch um. 
Das Team wird auch mit dem „Social Entrepreneur Award“ 
ausgezeichnet. Die besten Teams haben damit ein Ticket 
für das Bundesfinale bekommen, bei dem sie um den Öster
reichTitel kämpfen können. 

Der Ideen und BusinessplanWettbewerb NEXT GENE
RATION Wien wird von „e.e.si“Landeskoordinatorinnen 
und IFTE #Entrepreneurship4Youth in Kooperation mit 
der Wiener Wirtschaftsagentur, Unicredit Bank Austria, 
WK Wien, der Jungen Industrie Wien und der Julius Raab 
Stiftung umgesetzt.

Bildungsminister Martin Polaschek 
gratuliert Oliver Kirnbauer, 
Sidney Kunz und Benedikt Thaler, 
Team: „Barrieren überwinden“, 
Preisträger 1. Platz „Real Market 
Challenge“ und „Social Entre
preneur Award“, gemeinsam mit 
Jurymitglied Ralf Artner, Wolfgang 
Neubert und Marion Morales 
AlbiñanaRosner.

IV-POSITIONEN 9Junge Industrie
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Standort: Müssen stärker fokussieren
In der Vorstandssitzung der IV-Wien am 13. Mai drehte sich alles um dringend notwendige Veränderungen in Österreich 
und Europa. Deutlich wurde dabei jedenfalls, dass wahre Mammutaufgaben auf uns warten.    

Präsident Christian C. Pochtler 
war zu Beginn der Sitzung be-
müht, auch positive Entwick-
lungen zu würdigen: So sei 

die konjunkturelle Lage nach wie vor 
schwach, aber immerhin etwas stabiler, 
auch die Energiekosten seien gesunken, 
wenn auch noch immer auf viel höherem 

Niveau als vor Corona, und die Inflation 
sei ebenfalls zurückgegangen, werde 
aber erst in drei bis vier Jahren den Ziel-
wert von zwei Prozent erreichen. Insge-
samt sei es aber schwer, optimistisch zu 
bleiben, wie der Präsident beispielsweise 
mit Blick auf das österreichische Budget 
ausführte: „Wir planen, in den kommen-
den drei Jahren immer rund 20 Prozent 
mehr auszugeben, als wir einnehmen.“ 
Trotzdem seien jetzt bereits die ersten 
„Wahlzuckerl“ mit Blick auf den Herbst 
angekündigt worden. Gleichzeitig wür-
den „Träumereien“ wie eine Vier-Tage- 
Woche oder noch mehr Urlaub dis-
kutiert. Dabei befinde sich Österreich 
längst „vor einem Umbruch in Richtung 
beschleunigte Deindustrialisierung und 
Wohlstandsverlust“.

Aus seiner Sicht ist es daher in der Stand-
ortpolitik notwendig, „noch mehr zu fo-
kussieren“ und die wichtigsten Themen 
dafür umso konsequenter anzupacken, 
wie Pochtler ausführte: So müsse man 
Mehrleistung attraktivieren und mit 
Blick auf die gesamte Volkswirtschaft die 
geleisteten Arbeitsstunden übers Jahr 
erhöhen. Das bedeute, dass man die Ein-
kommenssteuer spürbar senken müsse 
und sicherlich keine neuen, zusätzlichen 
Steuern einführen dürfe. Auf der Ausga-
benseite sei es höchst an der Zeit, end-
lich die Dauerbaustelle Pensionssystem 
anzugehen. Angesichts der zunehmen-
den Zersplitterung der Parteienland-
schaft fände er hierzulande außerdem 
den Wechsel hin zu einem Mehrheits-
wahlrecht überlegenswert. In Europa 
sei es derzeit am allerwichtigsten, die 

„Regulierungswut“ wieder in den Griff 
zu bekommen.

„Stärke nach außen, Freiheit  
nach innen“
Der Europaabgeordnete Lukas Mandl 
nahm diesen Ball als erster Gast der Vor-
standssitzung direkt auf: Auch er sah es 

als zentrales Anliegen, die Überregulie-
rung abzubauen und in Europa durch 
mehr Produktion und Forschung einen 
Aufschwung zu entfachen. Bezüglich 
des Abbaus an überbordender Regulie-
rung sowie der Stärkung des Binnen-
markts in der EU liefere der Bericht des 

ehemaligen italienischen Ministerprä-
sidenten und EU-Sonderbeauftragten 
Enrico Letta erste gute Impulse. Das 
Ziel müsse sein, Europa möglichst rasch 
resilienter zu machen, so Mandl; seine 
Vision laute dabei „Stärke nach außen, 
Freiheit nach innen“. Aus seiner Sicht 
sei es dringend geboten, Europa bis zum 

Herbst „fit für alle Szenarien“ zu machen, 
deshalb dürfe man sich dieses Mal auch 
nicht zu lange Zeit lassen mit der Bestel-
lung einer neuen Kommission. „Anfang 
November sind in den USA Wahlen, bis 
dahin muss Europa vorbereitet sein und 
die Fähigkeit haben, sich notfalls selbst 

zu helfen.“ Das bedeute unter anderem, 
dass Europa Abhängigkeiten von anderen 
Staaten und Regionen in möglichst allen 
Bereichen weiter abbauen müsse; es be-
deute aber auch, dass man dem Thema 
Verteidigung noch mehr Aufmerksamkeit 
schenken müsse, so Mandl: „Seit dem 
Beginn des Angriffskriegs Russlands gab 
es viele gute Anfänge – aber auch diese 
Schwalbe macht noch keinen Sommer.“ 
Mandl würde sich beispielsweise einen 
eigenen Kommissar für Verteidigung 
wünschen.

Für ein besseres Funktionieren Euro-
pas sei außerdem die Abschaffung des 
Einstimmigkeitsprinzips in der EU not-
wendig – hier gehöre aber auch Öster-
reich selbst immer wieder eher zu den 
Bremsern. Mit Blick auf die aktuellen 
Debatten in Österreich meinte Mandl, 
die Menschen hätten, von Corona mit-
befeuert, eine falsche Einstellung zum 
Thema Arbeit – der sinnstiftende Aspekt 
von Arbeit sei etwa völlig aus dem Fokus 
geraten. „Dieses Problem müssen wir un-
bedingt angehen!“, so Mandl.

Misstrauen und „Suderei“
Mit ein paar Anmerkungen zur Einstel-
lung der Österreicher zu manchen The-
men begann im Anschluss Peter Hajek 
seinen Impuls mit Blick auf das „Super-
wahljahr 2024“. So habe er oft den Ein-
druck, in Österreich werde „mehr gesu-
dert, als es uns wirklich schlecht geht“. 
Es gehe sich oftmals für viele aus, nur 
halbtags zu arbeiten und dennoch einen 
guten Lebensstandard zu haben. Auch 
in Umfragen werde daher deutlich, dass 
die Mehrheit nur sehr schwer für längere 
Arbeitszeiten zu motivieren sei. Proble-
matisch sei hierzulande, dass mittlerwei-
le acht von zehn Österreichern der Politik 
mit Misstrauen gegenüberstehen. Gleich-
zeitig sei es aber ebenfalls ein typisch ös-
terreichisches Phänomen, dass „sowohl 
die Bevölkerung als auch sogar manche 
Unternehmer immer viel zu schnell nach 
dem Staat rufen“, so Hajek.

Es brauche einen kulturellen Wandel im 
Land. Hajek nannte auch konkrete Bei-
spiele, wie man den Menschen Denkan-
stöße geben könnte: So könnte man wie 
in der Schweiz den Menschen ihr Gehalt 
brutto auszahlen, die Steuern werden erst 
später über die individuelle Steuererklä-
rung eingehoben. In Österreich könnten 
nämlich viele derzeit nicht einmal zwi-
schen Brutto und Netto unterscheiden; 
sie sehen nur, was am Konto landet.

In seiner Eröffnung warnte Präsident Christian C. Pochtler vor drohender „Deindustrialisierung und Wohlstandsverlust“.

EU-Parlamentarier Lukas Mandl mahnte zu Tempo bei der Bildung einer neuen EU-Kommission nach der 
Wahl – die EU müsse spätestens im Herbst handlungsfähig sein.

WEBTIPP
Der ehemalige italienische Minister-
präsident und EU-Sonderbeauftragte 
Enrico Letta hat einen Reformbericht 
für den EU-Binnenmarkt vorgestellt, 
um Europa wieder wettbewerbsfähi-
ger zu machen.

Der Bericht  
als Download:
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Circa 500 Wohnungen entstehen auf rund 
50 Stockwerken.

Mit rund 180 Metern entsteht mit den DANUBE-
FLATS der höchste Wohnturm Österreichs.

Die Herausforderungen, die wir mittler-
weile in Österreich haben, scheinen manch-
mal erdrückend: Eine dramatisch sinkende 
Wettbewerbsfähigkeit, insbesondere durch 
zu hohe Arbeitskosten, zu hohe Energie-
kosten, eine enorme Staatsverschuldung, 
fehlende Strukturreformen … – über all 
das haben wir in den vergangenen Jahren 
immer und immer wieder diskutieren 
müssen, getan hat sich aber leider viel zu 
wenig. Aus zweierlei Gründen hat sich in 
den Diskussionen schließlich der Vergleich 
mit unserem Nachbarn Italien aufgedrängt; 
aber eines nach dem anderen.

Der erste Punkt betrifft unseren Umgang 
mit Steuergeld: Österreich hat ein massi-
ves Ausgabenproblem, und dieses wurde 
de facto bis ins Jahr 2026 festgeschrie-
ben. Die Neuverschuldungsquote könnte 
übrigens, so die Warnung des Fiskalrats, 
bereits heuer die Maastricht-Grenze von 
drei Prozent des BIP übertreffen – und 
das ausgehend von einem ohnehin schon 
enormen Verschuldungsniveau. Darü-
ber hinaus wurden bereits neue „Wahl-
zuckerl“ angekündigt, die noch nicht 
einmal im Budget eingepreist sind. Die 
Ausgabenwut der Politik ist in den ver-
gangenen Jahren geradezu explodiert. 
Corona war hier ein Brandbeschleuniger, 
darf aber keineswegs als Ausrede heran-
gezogen werden – auch vor Corona war 
ein ausgeglichener Haushalt in Österreich 
ein Fremdwort. Unser Glück war aber, 
dass die Nullzinspolitik der vergangenen 
Jahre vieles verdeckt hat und wir uns stets 
günstig refinanzieren konnten. Die Zeiten 
haben sich aber geändert. 

Vor steigenden Zinsen haben alle immer 
schon gewarnt, und ausgerechnet jetzt, 
wo die Kosten für den Zinsendienst der 
Republik tatsächlich steigen werden, ge-
ben wir noch mehr Gas beim Schulden-
machen. Vor hohen Arbeitskosten sowie 
sinkender Wettbewerbsfähigkeit haben 
wir ebenso immer gewarnt – und ausge-
rechnet jetzt haben uns viele umstrittene 
Maßnahmen der Politik für die Energie-
transformation und gegen die Teuerung in 
eine heftige Lohn-Preis-Spirale hineinge-
ritten. Dadurch sind viele Unternehmen 
akut in ihrer Existenz gefährdet – in der 
metalltechnischen Industrie etwa rechnet 
bereits ein Viertel mit einem negativen 
EBIT. Dabei sollten wir investieren, in die 
Digitalisierung, in die Energiewende etc. 
Das wird sich alles nicht ausgehen. Ak-
tuell steigt die Arbeitslosigkeit, was wie-
derum die Staatseinnahmen verringern, 
die Ausgaben aber erhöhen wird. Italien 
galt lange Zeit als der „kranke Mann“ 
Europas, Griechenland war wegen einer 
noch weniger tragfähigen Verschuldung 
schließlich jahrelang in den  Schlagzeilen, 
aber hat sich inzwischen durch einen 
strikten Reformkurs einer konservativen 
(und schließlich sogar wiedergewählten) 
Regierung gut erholt. 

So wie die Dinge laufen, müssen wir vor-
sichtig sein mit Floskeln wie „italienische 
Verhältnisse“. Der andere Grund für den 
Italien-Vergleich war die Präsentation 
der jüngsten Umfrageergebnisse von Pe-
ter Hajek im Vorstand – manche noch 
unveröffentlicht, weshalb ich hier auch 
keine Zahlen nennen kann. Aber es ist 
seit einiger Zeit ohnehin immer ähnlich: 
Die FPÖ ist vorne, ÖVP, SPÖ, Grüne und 
NEOS kommen nicht vom Fleck. Das gibt 
neuen politischen Bewegungen Aufwind. 

Aus jetziger Sicht haben wir im Herbst am 
Ende sieben Parlamentsparteien.

Das Worst-Case-Szenario: instabile Re-
gierungsmehrheiten mit zu vielen Kom-
promissen und geringer Haltbarkeit – und 
damit womöglich Neuwahlen nach kurzer 
Zeit. In Italien kennt man das, man hat 
sich aber arrangiert – und übrigens auch 
immer wieder Versuche gemacht, die 
Verhältnisse über Wahlrechtsänderungen 
(z. B. Bündnisverpflichtung für kleinere 
Parteien, Elemente des Mehrheitswahl-
rechts etc.) zu erleichtern. In Österreich 
hat so etwas (wie auch zum Beispiel an-
derswo übliche Minderheitsregierungen) 
gar keine Tradition. Wir werden uns 
schwertun – zudem zeigen Hajeks Zah-
len, dass mittlerweile acht von zehn Ös-
terreichern der Politik schlichtweg nicht 
mehr trauen. Keine schönen Aussichten.

Was also tun? Was den Standort Österreich 
angeht, wäre es klar, aber scheinbar muss 
der Karren erst gegen die Wand fahren, 
bevor wir endlich handeln. In so einer Si-
tuation müssten wir uns dringend auf die 
wichtigsten Baustellen (Leistung fördern, 
planbare Rahmenbedingungen bei Ener-
gie, Infrastruktur und Steuern sowie ein 
nachhaltiges Pensionssystem) fokussieren 
und diese konsequent abarbeiten. 

Was aber tun gegen die Politik- und 
Politiker verdrossenheit im Land? Genauso 
wie bei Diskussionen über Steuern oder die 
Pensionen hat es auch dazu in Österreich 
natürlich schon Debatten gegeben: Vor cir-
ca 15 Jahren wurde von vielen Seiten bei-
spielsweise über das Mehrheitswahlrecht 
diskutiert, der Linzer Universitätsprofessor 
Klaus Poier hatte sogar ein für Österreich 
maßgeschneidertes „minderheitenfreund-
liches Mehrheitswahlrecht“ verfasst. Ge-
endet ist das Ganze, wie bisher auch jede 

Staats- und Verwaltungsreformdiskussion, 
in der Rundablage. Vielleicht bringt die 
politische Situation, auf die wir zusteuern, 
die Debatte wieder in Gang? Denn ein 
Mehrheitswahlrecht würde zumindest für 
relativ stabile Regierungen sorgen. Eine Ab-
kehr vom Listenwahlrecht, hin zu Direkt-
mandaten, könnte ebenfalls helfen. Wenn 
ich bewusst EINE Person in meinem Wahl-
kreis wählen kann, die dann eben diesen 
EINEN Wahlkreis im Parlament vertritt, 
dann schafft das Nähe UND auch mehr Ver-
bindlichkeit aufseiten der Politiker. Mehr 
Accountability für ihre Wähler, ihren Wahl-
kreis – ähnlich wie in den USA oder Groß-
britannien. Das könnte im idealen Fall dazu 
führen, dass die besten Köpfe ins Parlament 
gewählt werden und eben nicht eine Partei, 
die ihr Personal intransparent auf Bundes- 
und Landeslisten reiht. Und das würde auch 
zu mehr Selbstbewusstsein für einzelne 
Politiker führen – und auch eher dazu, dass 
man das eine oder andere Mal nicht nach 
reiner Parteiräson abstimmt, sondern weil 
etwas richtig und wichtig ist.

Zukunftsmusik? Ja, sicher, genau wie eben 
auch eine echte Pensionsreform – was 
nichts daran ändert, dass beides gute Ideen 
wären. Es stellt sich nur die eine entschei-
dende Frage: Sind wir als Gesellschaft ver-
nünftig genug, lieber gleich Konsequenzen 
aus der derzeitigen Situation zu ziehen, oder 
braucht es zuerst die Katastrophe, wie das 
etwa auch bei Griechenland, aber beispiels-
weise auch bei Schweden der Fall war? Ich 
fürchte mich ein wenig vor der Antwort …

Christian C. Pochtler, 
Präsident der IV-Wien

UNREGIERBAR UNTERM SCHULDENBERG
In unserer jüngsten Vorstandssitzung in der IV-Wien wurde viel über Österreich, Europa und unsere  
Wettbewerbsfähigkeit diskutiert, zudem auch über mögliche Szenarien nach der Nationalratswahl im 
Herbst. Beglückend war keine der Diskussionen.

DEBATTE
Teilen Sie uns Ihre Meinung mit – 
via E-Mail an debatte@iv.at.

JI-Wien-Baustellen-
besichtigung 
Mitte Mai wurden die JI-Mitglieder durch den neuen  
Wohnturm von Soravia und der S+B Gruppe geführt. 

Wien bekommt ein neues 
architektonisches Wahr-
zeichen: An der Neuen 
Donau entsteht mit rund 

180 Meter Höhe der höchste Wohnturm 
Österreichs – DANUBEFLATS. Rund 
500 Eigentumswohnungen in unter-
schiedlichen Größen werden aktuell 
fertiggestellt. Die Dachgleiche wurde 
bereits Ende letzten Jahres erreicht, im 
Moment liegt der Fokus der Bauarbei-

ten im Innenbereich. Ende 2024 soll das 
Projekt vollendet sein. 

Die JI-Mitglieder bekamen eine exklusi-
ve Führung durch die DANUBEFLATS 
und bestaunten dabei verschiedene 
Wohnkonzepte auf mehreren Stock-
werken. Vielen Dank an die Soravia 
Group, die die Besichtigung organisier-
te und die Mitglieder mit spannenden 
Informationen zum Bau versorgte!
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„Karten werden neu gemischt“ 
Im Interview mit den „iv-positionen“ spricht der Meinungsforscher Peter Hajek über die möglichen Trends bei  
nationalen und internationalen Wahlen in diesem Jahr. Dabei stehen einige sehr zentrale Fragen auf dem Prüfstand. 

Sehr geehrter Herr Hajek, ihr  
Impuls-Statement in der Vorstands- 
sitzung der IV-Wien stand unter dem 
Titel „Superwahljahr 2024: Der Westen 
im Umbruch?“ Wo erwarten Sie sich die 
größten Veränderungen im heurigen 
Jahr?
Mit den USA und der EU werden im 
heurigen Superwahljahr die Karten in 
großen Teilen der westlichen Welt neu 
gemischt. In den USA stehen mit Joe Bi-
den und Donald Trump gänzlich unter-
schiedliche politische Ausrichtungen zur 
Auswahl. Gewinnt Trump die Wahl, kann 
das international weitreichende Folgen 
haben, ebenso wie ein möglicher Rechts-
ruck der EU, wobei dieser nicht so stark 
ausfallen wird, wie manche befürchten. 
Von diesen Wahlentscheidungen hängen 
dann auch die Lösungskonzepte für die 
großen Themen unserer Zeit ab, wie die 
Ausrichtung im Bereich Klimaschutz, 
die weitere Ausgestaltung der Unterstüt-
zung der Ukraine durch den Westen bis 
hin zu wirtschaftspolitischen Aspekten. 
Insbesondere auf EU-Ebene wird es auch 
ein Thema sein, wie die schwächelnde 
europäische Wirtschaft wieder an Fahrt 
gewinnen kann und welche Strategien 
man findet, um wirtschaftlich nicht 
gegenüber anderen Welt regionen ins 
Hintertreffen zu geraten. Und aus öster-
reichischer Sicht wird natürlich auch die 
Nationalratswahl interessant, und – viel-
leicht noch mehr als das Wahlergebnis 
an sich  – die Koalitionsbildung danach. 
Schaffen KPÖ und Bier-Partei den Ein-
zug, haben wir ein Sieben-Parteien-Par-
lament. Zwei-Parteien-Koalitionen wer-
den da kaum noch möglich sein, nach 
derzeitigem Umfragestand insbesondere 
ohne Beteiligung der FPÖ, mit der je-
doch alle anderen Parteien aktuell eine 
Zusammenarbeit zumindest mit Herbert 
Kickl ausgeschlossen haben. Es deutet 
einiges auf die erste Dreierkoalition auf 
Bundesebene hin. 

Bleiben wir in Österreich: Aus den 
letzten Wahlergebnissen bzw. den 

jüngsten Umfragen könnte man eine 
gewisse Skepsis gegenüber etablier-
ten Parteien herauslesen. Sind die 
Bürger politik verdrossen – oder nur 
politikerverdrossen?
Die vergangenen Jahre waren eine Zeit 
multipler Krisen, von der Corona-
pandemie über die hohe Inflation, die 
mit Kaufkraftverlusten für die Menschen 
verbunden war, bis hin zu einem Kriegs-
ausbruch in Europa. Viele Menschen 
sind durch diese Krisen tiefgreifend ver-
unsichert, haben das Gefühl, die Dinge 
werden schlechter statt besser, und sie 
merken auch, dass die Politik viele Pro-
bleme heute nicht mehr in dem Aus-
maß lösen kann, gerade Themen, die 
über den Nationalstaat hinausgehen. Bei 
Corona kommt dazu, dass Teile der Be-
völkerung gegen die gesetzten Maßnah-
men wie Lockdowns und die temporär 
beschlossene Impfpflicht waren, was bei 
ihnen zu einer gewissen Entfremdung 
vom politischen System geführt hat und 
immer noch nachwirkt. Dazu kommt 
eine Reihe von Politskandalen, die das 
Bild der Politiker in den letzten Jahren 
massiv beschädigt haben. Daraus ergibt 
sich sowohl eine Politikerverdrossenheit 

als auch eine Politikverdrossenheit, weil 
man eben das Gefühl hat, die Politik 
kann die Probleme, mit denen man kon-
frontiert ist, nicht mehr in dem Ausmaß 
lösen – oder löst sie anders, als man sich 
das wünschen würde. 

Haben neue politische Bewegungen  
derzeit, wie manche behaupten,  
wirklich eine größere Chance als sonst? 
Womit könnte man am ehesten  
punkten: mit nüchternen Fakten,  
mehr Emotion, Populismus?
In Zeiten großer Unzufriedenheit mit 
der Politik haben neue Parteien größere 
Chancen, weil sich die Menschen nach 
etwas Neuem, Anderem sehnen, sozusa-
gen nach einer Art Befreiungsschlag. In 
Österreich liegt beispielsweise die Bier-
Partei in Umfragen bei rund sieben Pro-
zent und damit in der Nähe von NEOS 
und Grünen. Die Bier-Partei verfügt ak-
tuell in den wenigsten Politikbereichen 
über eigene Konzepte oder Vorschläge, 
was allerdings den Vorteil bringt, dass 
jeder in die Partei hineininterpretieren 
kann, was er möchte. Mit Dominik Wlaz-
ny hat die Partei zudem einen jungen, 
„anderen“ Kandidaten, der eine gewisse 

Lässigkeit ausstrahlt. Und das reicht ei-
nigen seiner Wähler, zumindest bisher. 
Über die Jahre hinweg gab es immer 
wieder neue politische Bewegungen, 
die mit ganz unterschiedlichen Dingen 
gepunktet haben; Emotion, Populismus 
oder auch Sachlichkeit. Wichtig ist, dass 
die Ausrichtung zur angesprochenen 
Zielgruppe und zum Kandidaten passt 
und stimmig ist. Authentizität ist dabei 
ein wichtiges Stichwort: Gerade in Zei-
ten politischer Professionalisierung und 
Politiker-„Sprechblasen“, bis hin zur viel 
zitierten „Message Control“, kommen 
Kandidaten gut an, die authentisch wir-
ken. Die Wähler möchten das Gefühl 
haben, es mit einem „echten Menschen“ 
zu tun zu haben, der sich ehrlich für ein 
Thema einsetzt. 

Die nächste anstehende Wahl ist jene 
zum EU-Parlament. Was sind hier aus 
Ihrer Sicht die großen Trends?
Die EU-Wahl ist heuer spannend, weil 
in vielen Bereichen Richtungsentschei-
dungen anstehen: einmal der von vielen 
erwartete Rechtsruck, also eine Ent-
scheidung zwischen rechts und links. 
Mithilfe des Migrationspakts wurde zwar 
auf EU-Ebene versucht, den rechten Par-
teien den Wind aus den Segeln zu neh-
men, das ist aber nur bedingt gelungen. 
Auch Abschwächungen in den Bereichen 
Klimaschutz und Elektromobilität konn-
ten die Wählerwanderungen in Richtung 
rechter Parteien nicht stoppen. Mit der 
Entscheidung zwischen links und rechts 
hängt dann auch die zukünftige politi-
sche Ausrichtung der Union zusammen: 
Rückkehr zur Nationalstaatlichkeit oder 
eine Vertiefung der Union? Mehr Klima-
schutz und Innovation im Bereich erneu-
erbarer Energien oder eine Rückkehr in 
Richtung Verbrennermotor? Eine stärke-
re außenpolitische Stimme der EU oder 
spricht jedes Land weiterhin für sich? 
Mehr wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Vereinheitlichung oder ein „Weiter 
wie bisher“? All diese Fragen stehen im 
Juni auf dem Prüfstand.


